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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 29. November 1957 


Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
185. Sitzung am 29. November 1957 beschlossen hat, dem vom 
Deutschen Bundestag am 29. August 1957 verabschiedeten 


Gesetz über die Finanzslatistik 
— Drucksachen 3518, 3633 der 2. Wahlperiode — 

gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht zuzustimmen. 


Begründung 

Das vom Bundestag am 29. August 1957 verabschiedete Gesetz 
läßt die Änderungsvorschläge des Bundesrates vom 12. April 
1957 — Drucksache 3518 der 2. Wahlperiode, Anlage 2 — im 
wesentlichen unberücksichtigt. Dies gilt insbesondere für die 
Empfehlung des Bundesrates, von der Einführung einer Ver- 
mögensstatistik abzusehen. Die Vermögensstatistik ist, solange 
die Einzelheiten des Erhebungsverfahrens nicht festgelegt sind, 
undurchführbar. Weder gegenwärtig noch in absehbarer Zeit 
dürfte es möglich sein, einheitliche Grundlagen und Methoden 
für die Bewertung und die statistische Erfassung des Vermö- 
gens zu entwickeln. Es steht über dies nicht fest, ob es über- 
haupt gelingen wird, Bewertungsmaßstäbe zu schaffen, die ge- 
eignet sind, der Statistik einen wirklichen Aussagewert zu ver- 
leihen. Das gilt im besonderen von den Sachen im Gemein- 
gebrauch sowie dem sonstigen Verwaltungsvermögen. 

Auch die Bundesregierung und ihr folgend der Deutsche Bun- 
destag scheinen in dieser Hinsicht zumindest gewisse Zweifel 
gehabt zu haben, wie sich aus § 4 Abs. 2 des Gesetzesbeschlusses 
ergibt, wonach der Zeitpunkt des Beginns der Vermögens- 
statistik erst durch eine künftige Rechtsverordnung bestimmt 
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werden soll. Diese Konstruktion vermag indessen die Bedenken 
dagegen, daß die Rechtsgrundlage für diese Statistik bereits 
jetzt vom Gesetzgeber geschaffen werden soll, nicht auszuräu- 
men. Es entspricht bewährten Grundsätzen, gesetzliche Vor- 
schriften nicht auf Vorrat, sondern erst und nur dann zu er- 
lassen, wenn feststeht, daß sie zweckentsprechend vollzogen 
werden können. Angesichts der Hypertrophie der Statistik ist 
Vorsicht geboten. Erfahrungsgemäß drängt die Schaffung einer 
Rechtsgrundlage zu einem Vollzug um jeden Preis und verleitet 
damit zu unfruchtbaren Experimenten ohne Rücksicht auf Er- 
kenntniswert und Arbeitsaufwand. 


gez. Steinhoff 
Vizepräsident 


Bonn, den 29. November 1957 


An den 

Herrn Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 6. September 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Steinhoff 

Vizepräsident 



